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A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


1. Abgeordneter 

Sieglerschmidt 

(SPD) 


2. Abgeordneter 

Sieglerschmidt 

(SPD) 


3. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


4. Abgeordneter 

Spranger 

(CDU/CSU) 


5. Abgeordneter 

Dr. Vohrer 


(FDP) 


Was ist der Bundesregierung über das „Komi- 
tee für die Unterstützung des Palästina-Befrei- 
ungskampfes in der Bundesrepublik'' und die 
nach einer dpa-Meldung vom 14. September 
1973 von diesem Komitee für Oktober geplan- 
te Einberufung einer Konferenz nach Bonn be- 
kannt? 

Wie beurteilt die Bundesregierung eine solche 
Konferenz, die der Organisierung der Unter- 
stützung der „bewaffneten palästinensischen 
Revolution" dienen soll unter dem Gesichts- 
punkt des Schutzes gegen Bestrebungen im 
Bundesgebiet, die durch Anwendung von Ge- 
walt oder darauf gerichtete Vorbereitungs- 
handlungen (Art. 73 Nr. 10 GG) auswärtige 
Belange und unter Umständen auch die innere 
Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland ge- 
fährden? 

Geht die Bundesregierung davon aus, daß die- 
jenige Rechtsauffassung, wonach die deutsche 
Staatsangehörigkeit derjenigen deutschen 
Volkszugehörigen bestätigt wird, denen die 
deutsche Staatsangehörigkeit auf Grund der 
Verordnung vom 4. März 1941 verliehen wor- 
den war, im Warschauer Vertrag ausreichend 
Berücksichtigung gefunden hat und entspre- 
chend geregelt worden ist? 

Teilt die Bundesregierung alle im Tenor und 
in den Gründen des Urteils des Zweiten Senats 
des Oberverwaltungsgerichts Rheinland-Pfalz 
in Koblenz über die Verfassungsfeindlichkeit 
der DKP niedergelegten Auffassungen des 
Gerichts, insbesondere über die Bedeutung und 
Verpflichtung einer Mitgliedschaft in der DKP 
und über die in aller Regel unzulässige Ein- 
stellung von DKP-Mitgliedern als Beamte in 
den öffentlichen Dienst oder ist die Bundes- 
regierung — in welchem Umfang und aus wel- 
chen Gründen — anderer Ansicht als das Ge- 
richt? 

Welche Schritte unternimmt die Bundesregie- 
rung, um das von ihr vertretene Verursa- 
chungsprinzip im Umweltschutzbereich nicht 
nur für die Beseitigung des Altöls, sondern 
auch für andere Produkte wie Autowracks, 
Reifen, Verpackungsmaterial, Einwegflaschen 
usw. zu verwirklichen? 
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6. Abgeordneter Welche Maßnahmen sind vorgesehen, um das 

Dr. Vohrer Recyclinq von Rohstoffen anzukurbeln? 

(FDP) 

7. Abgeordneter Denkt die Bundesregierung bei der Begünsti- 

Dr. Dollinger gung umweltfreundlicherer Autos auch an die 

(CDU/CSU) mit Dieselkraftstoff betriebenen? 

8. Abgeordneter Welche Auswirkungen hat nach der Auffas- 

Freiherr sung der Bundesregierung die durch das Ge- 

von Fircks setz zur weiteren Reform der gesetzlichen 

(CDU/CSU) Rentenversicherungen vom 1. Januar 1973 ein- 

geführte Möglichkeit der Weiterarbeit bis zur 
Vollendung des 67. Lebensjahrs auf entgegen- 
stehende tarifrechtliche Regelungen, nach de- 
nen insbesondere Angehörigen des öffent- 
lichen Dienstes eine Weiterbesdiäftigung 
über das 65. Lebensjahr hinaus nicht erlaubt 
ist, und ist die Bundesregierung bereit, dahin 
zu wirken, daß eine Änderung und Anpassung 
der entsprechenden tarifrechtlichen Bestim- 
mungen an die Regelungen des Rentenreform- 
gesetzes erfolgt? 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
auf Grund der Entschließung des Deutschen 
Bundestags zur Verabschiedung des Bundes- 
grenzschutzes — Drucksache VI/3569 — vom 
20. Juni 1972 bisher veranlaßt oder in Aussicht 
genommen? 

Ist die Bundesregierung entsprechend der Ziel- 
setzung, „den Bundesgrenzschutz zu einer lei- 
stungsfähigen und stets einsatzbereiten Polizei 
auszugestalten", bereit, notwendig werdende 
gesetzgeberische Maßnahmen einzuleiten und 
hierbei auch die Heranziehung von Grenz- 
schutzdienstpflichtigen und die Frage des Kom- 
battantenstatuts erneut zur Disposition zu stel- 
len? 

Wird die Bundesregierung — ■ angesichts der 
Tatsache, daß u. a. das Bundesabfallbeseiti- 
gungsgesetz den Giftmüllskandal in Hessen 
nicht verhindern konnte — den Abschnitt ge- 
meingefährlicher Verbrechen und Vergehen im 
Strafgesetzbuch durch den Straftatbestand 
„Verbrechen und Vergehen gegen die Umwelt" 
ergänzen und damit die angedrohten Mindest- 
haft&trafen für Umweltstraftaten drastisch er- 
höhen? 

12. Abgeordneter Hält die Bundesregierung es für zweckmäßig, 
Flämig für die Beseitigung von Giftmüll bundesein- 

(SPD) heitlich ähnlich strenge Kontrollvorschriften 

zu erlassen, wie dies auf Grund des Atom- 
gesetzes und der Strahlenschutzverordnung bei 



10, Abgeordneter 

Pensky 

(SPD) 


9. Abgeordneter 

Pensky 

(SPD) 
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der Erfassung und Endlagerung von Atommüll 
der Fall ist, nachdem mehrere Giftmüllskan- 
dale in der Bundesrepublik Deutschland be- 
wiesen haben, daß mit der sogenannten „ge- 
ordneten Deponie" die illegale Ablagerung 
von hochgiftigen Abwässern und Abfällen 
nicht verhindert werden kann? 


13. Abgeordneter 

Dr. Gruhl 

(CDU/CSU) 


Warum sind die Rechts Verordnungen zum Ab- 
fallbeseitigungsgesetz vom 7. Juni 1972 noch 
nicht vorgelegt worden, und wann ist damit 
zu rechnen? 


14. Abgeordneter 
Dr. Gruhl 

(CDU/CSU) 


Sind die Bundesländer wegen des Fehlens der 
Rechtsverordnungen bei der Durchsetzung des 
Abfallbeseitigungsgesetzes in irgendeiner 
Weise behindert? 


15. Abgeordneter 


Liedtke 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung die nach dem Ab- 
fallbeseitigungsgesetz des Bundes vorgesehene 
Regelung der Beseitigung von Sonderabfällen 
für ausreichend, um in Zukunft eine schadlose 
Beseitigung zu gewährleisten? 


16. Abgeordneter 

Liedtke 

(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, um die Wiederverwertung oder schad- 
lose Beseitigung von Sonderabfällen für das 
gesamte Bundesgebiet besser zu koordinieren? 


17. Abgeordneter 
Konrad 
(SPD) 


Sind nach Meinung der Bundesregierung aus- 
reichende Maßnahmen eingeleitet bzw. ge- 
plant, um den Anfall von Sonderabfällen durch 
sinnvolle Wiederverwendung, Weiterverwer- 
tung oder Aufbereitung zu verringern? 


18. Abgeordneter 
Konrad 


(SPD) 


Welche Änderungen und Ergänzungen des 
Wasiserhaushaltsgesetzes sind erforderlich, um 
bei Giften und wassergefährdenden Stoffen 
den Schutz der Gewässer vor Verunreinigung 
in allen Fällen sicherzustellen? 


19. Abgeordneter 

Ey 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung eine Zentralisierung 
der Giftmülldeponie für erforderlich, und wenn 
ja, welche Pläne bestehen hierfür? 


20. Abgeordneter 
Haase 
(Fürth) 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung mit mir der Meinung, 
daß ein ehemaliger SS-Offizier, ohne daß es 
dabei auf die frühere persönliche Haltung des 
Betroffenen in der SS überhaupt ankommt, 
nicht Leiter der Vorprüfung im Anerkennungs- 
Verfahren für Asylbewerber in der Bundes- 
republik Deutschland sein kann? 


21. Abgeordneter 
Pawelczyk 
(SPD) 


Welche finanziellen Aufwendungen leistet der 
Bund 1973 für die innere Sicherheit? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


22. Abgeordneter Wann gedenkt die Bundesregierung das Brüs- 

Schröder seler Übereinkommen über die Haftung der 

(Lüneburg) Inhaber von Reaktorschiffen von 1962 dem 

(CDU/CSU) Bundestag zur Ratifizierung vorzulegen, und 

welche Gründe haben die Bundesregierung zu 
der bisherigen Verzögerung veranlaßt? 

23. Abgeordneter Trifft es zu, daß beim Eigentumsübergang von 

Dr. Evers landwirtschaftlich genutzten Grundstücken die 

(CDU/CSU) Wertberechnung gemäß Artikel 1 des Gesetzes 

zur Änderung von Vorschriften des Justizko- 
stenrechts vom 28. Dezember 1968 (BGBl. I 
S, 1458) auf der Grundlage des Verkehrs werts 
erfolgt, und daß der Verkehrswert damit auch 
zur Basis für die Berechnung der Notariats- 
kosten herangezogen wird, und daß dadurch 
beispielsweise beim Eigentumsübergang im 
Wege des Erbgangs stark erhöhte Notariats- 
kosten (bis zum lOfachen des Betrags, der bei 
der Zugrundelegung des Einheitswerts anfal- 
len würde) entstehen, obwohl der Verkehrs- 
wert beim Eigentumsübergang durch Erbfolge 
ein weitgehend unrealistischer Wert ist, und 
wenn ja, sieht die Bundesregierung eine 
Möglichkeit, den besonderen in der Landwirt- 
schaft bestehenden Verhältnissen durch einen 
Vorschlag zur Änderung der gesetzlichen Be- 
stimmungen Rechnung zu tragen? 


Zu welchem Ergebnis haben die in der Frage- 
stunde des Deutschen Bundestags am 21. Juni 
1972 vom Parlamentarischen Staatssekretär 
Dr. Bayerl erwähnten Überlegungen der Bun- 
desregierung zur Neufassung des Eidesrechts 
bisher geführt? 


Ist die Bundesregierung mit dem hessischen 
Justizminister Hemfler der Ansicht, daß dem 
zu weltanschaulich-religiöser Neutralität ver- 
pflichteten Staat die Legitimation zur Eides- 
abnahme fehlt, oder woraus leitet sie eine 
solche Legitimation her? 

26. Abgeordneter Ist die Bundesregierung mit mir der Auffas- 
von Schoeler sung, daß die zur Zeit von den Bundesländern 
(FDP) erfolgenden Vorbereitungen zur Einrichtung 

von sozialtherapeutischen Anstalten bzw. die 
bereits laufenden Arbeiten in einigen wenigen 
Anstalten dieser Art nicht ausreichen um si- 
cherzustellen, daß bei Inkrafttreten des § 65 
StGB in der Fassung des 2. Strafrechtsreform- 
gesetzes die notwendige Zahl von Plätzen in 
solchen Anstalten zur Verfügung stehen wird? 
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27. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Lepsius 

(SPD) 


Erwägt die Bundesregierung über das erste 
Strafverfahrensreformgesetz hinaus in abseh- 
barer Zeit eine Reform des Wiederaufnahme- 
redits der Strafprozeßordnung, da, wie häufig 
schon, auch jetzt wieder am Fall Brühne, die 
Mangelhaftigkeit des geltenden Wiederauf- 
nahmerechts deutlich geworden ist? 


28. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Lepsius 
(SPD) 


Wenn ja, welche konkreten Vorarbeiten lie- 
gen vor, und was wird der wesentliche Inhalt 
der beabsichtigten Reform sein? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


29. Abgeordneter 
Sdiedl 
(CDU/CSU) 


Ist es zutreffend, daß im Entwurf eines Ein- 
kommensteuergesetzes 1974 bzw. auch nach 
den neuen Eckwertbeschlüssen die Beiträge 
der Arbeitgeber zur gesetzlichen Rentenver- 
sicherung der Arbeitnehmer bei der Ermitt- 
lung der Bemessungsgrundlage der Steuer un- 
berücksichtigt bleiben, während die Beiträge 
der Selbständigen zur Rentenvorsdcherung 
(auch zur Handwerksversicherung) in voller 
Höhe in die Bemessungsgrundlage der Ein- 
kommensteuer einzubeziehen sind? 


30. Abgeordneter 
Schedl 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, diese verfas- 
sungsrechtlich nicht unbedenkliche Regelung 
zu ändern und die Selbständigen hinsichtlich 
ihrer Beiträge zur gesetzlichen Rentenver- 
sicherung den Arbeitnehmern gleichzustellen, 
also auch bei ihnen die Hälfte der Aufwendun- 
gen für die gesetzliche Rentenversicherung 
— - analog den Arbeitgeberbeiträgen für Ar- 
beitnehmer — außerhalb der Bemessungs- 
grundlage der Einkommensteuer zu belassen? 


31. Abgeordneter 

Dr. Dollinger 

(CDU/CSU) 


Ist vor dem Hintergrund der gegenwärtigen 
europäischen Währungsentwicklung die Bun- 
desregierung der Ansicht, daß die Technik der 
Bandbreitenverringerung, innerhalb derer der 
Außenwert der europäischen Währungen 
schwankt, erfolgreich sei, oder teilt sie die 
Ansicht, daß man in gewisser Weise den fun- 
damentalen Nachteil des Systems von Bret- 
ton-Woods übernommen hat, daß nämlich 
durch die Stützung der Währung relativ stär- 
ker inflationierender Mitgliedsländer die rela- 
tiv weniger inflationierenden Mitgliedsländer 
zum Inflationsimport gezwungen werden, was 
durch eine Änderung der Interventionstech- 
nik vermieden werden könnte? 
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32. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Neumeister 

(CDU/CSU) 


Wann gedenkt die Bundesregierung, die an- 
gesichts der Preisisteigerungen längst fällige 
Anpassung der seit dem Jahr 1957 unverän- 
derten lohnsteuerfreien Essensgeldzuschüsse 
der Arbeitgeber an die Arbeitnehmer in Höhe 
von 1,50 DM arbeitstäglich durchzuführen, und 
welche finanziellen Auswirkungen hätte eine 
Verdoppelung des lohnsteuerfreien Essens- 
geldzuschussies? 


33. Abgeordneter 

Berger 

(CDU/CSU) 


War dem Parlamentarischen Staatssekretär 
Hermsdorf bei Beantwortung meiner unter 
Nummer 23 registrierten Frage in der Frage- 
stunde am 13. September 1973 nicht bekannt, 
daß ich in der Sitzung des Innenausschusses 
am 14. März 1973 namens der Mitglieder der 
CDU/CSU-Fraktion beantragt habe, „den Be- 
richt des BMI zum Gesetz zu Artikel 131 des 
Grundgesetzes vom 10. Februar 1971 sowie 
den Bericht des BMI zum BWGöD vom 
19. Mai 1971 umgehend auf die Tagesordnung 
des Innenausschusses zu setzen mit dem Ziel, 
die Beratung möglichst bis zur Sommerpause 
abzuschließen", dieser Antrag aber von den 
Mitgliedern der SPD und FDP abgelehnt 
wurde? 


34. Abgeordneter Hat die Bundesregierung sich nunmehr davon 
Berger überzeugt, daß im Innenausschuß mit der Sach- 

(CDU/CSU) diskussion noch nicht begonnen wurde? 


35. Abgeordneter 

Dr. Klein 
(Stolberg) 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, den Zollbe- 
amten, die im Verbunddienst tätig sind, durch 
eine gesetzliche Regelung die Poiizeivollzugs- 
zulage zu bewilligen, und wenn ja, ab wann 
soll die Regelung in Kraft treten? 


36. Abgeordneter 

Dr. Klein 
(Stolberg) 

(CDU/CSU) 


Falls die Bundesregierung eine gesetzliche 
Regelung, die den im Verbunddienst tätigen 
Zollbeamten die Polizeivollzugszulage bewil- 
ligt, nicht vorgesehen hat, welche Gründe hat 
sie dafür, angesichts der Tatsache, daß Zoll- 
beamte im Verbunddienst die gleichen Aufga- 
ben erfülen wie Bundesgrenzschutzbeamte, 
für die die Polizeivollzugszulage bereits be- 
willigt ist? 


37. Abgeordneter 

Dr. Warnke 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, im Zuge der 
Steuerreform ab 1. Januar 1975 zusätzlich zum 
allgemeinen Arbeitnehmerfreibetrag den Ax- 
beitnehmern im Grenzland einen besonderen 
Lohnsteuerfreibetrag einzuräumen? 


38. Abgeordneter 

Dr. Hauser 

(Sasbach) 

(CDU/CSU) 


Woraus leiten die Zollbehörden die Berechti- 
gung her, die besonderen Ausbeutesätze bei 
Kernobst in so drastischer Weise zu erhöhen, 
wie dies am 1. Oktober 1973 geschehen ist, 
ohne das diesjährige Ernteergebnis abzuwar- 
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ten, obwohl § 122 Abs. 3 der Brennereiordnung 
vorsdireibt, daß nur dann der regelmäßige 
Ausbeutesatz angemessen zu erhöhen ist, 
wenn Stoffe „mit anerkannt besonders hohem 
Zuckergehalt geerntet" worden sind ? 


39. Abgeordneter 
Dr. Hauser 
(Sasbach) 
(CDU/CSU) 


Ist es mit dem Gleichheitsgrundsatz des Ar- 
tikels 3 unseres Grundgesetzes vereinbar, die 
nach § 124 der Brennereiordnung zuerkannte 
steuerfreie Überausbeute bei ablieferungsfähi- 
gem Branntwein mit 20®/o aus einem besonders 
festgesetzten Ausbeutesatz zu errechnen, so- 
fern für die in Frage stehenden Obststoffe 
nicht ein sogenannter regelmäßiger Ausbeute- 
satz in der Brennereiordnung festgelegt ist, 
dagegen bei Früchten, bei denen zwar ein 
regelmäßiger Ausbeutesatz besteht, aber ein 
erhöhter besonderer Ausbeutesatz angewandt 
wird, nur eine Überausbeute aus dem gerin- 
geren regelmäßigen Ausbeutesatz zu Grunde 
gelegt werden darf? 


40. Abgeordneter 
Dr. Schäuble 
(CDU/CSU) 


Wurden für Kontrollbrände, die zur Ermittlung 
besonders festzusetzender Ausbeutesätze für 
Kernobst in der jüngst vergangenen Zeit ge- 
dient haben, nicht bevorzugt, ja fast aus- 
schließlich gut eingerichtete Brennereien her- 
angezogen, üie ji . ..g in Betrieb sind und 
ursprünglich für den Frischmarkt bestimmte, 
aber nicht abgesetzte, hochwertige Obstmen- 
gen über den Brennkessel verwerten mußten, 
statt auch Brennereien heranzuziehen, die min- 
derwertigeres Abfallobst verarbeiten und des- 
halb auch nur ein viel geringeres Ausbeute- 
ergebnis erzielen konnten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


41. Abgeordneter 

Dr. Jens 
(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung eine Novel- 
lierung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe- 
schränkungen, des Gesetzes gegen den unlau- 
teren Wettbewerb oder eines anderen Geset- 
zes, damit Verbraucherorganisationen, die 
eine öffentliche Aufgabe erfüllen und deren 
satzungsmäßige Aufgaben darin bestehen, die 
Konsumenten über die freie Konsumwahl auf- 
zuklären, die Möglichkeit erhalten, die Käufer 
aufzurufen, vom Kauf bestimmter Waren, de- 
ren Preis als überhöht angesehen wird, Ab- 
stand zu nehmen? 


42. Abgeordneter 

Dr. Jens 


(SPD) 


Beabsichtig die Bundesregierung eine Ände- 
rung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe- 
schränkungen, des Gesetzes gegen den unlau- 
teren Wettbewerb oder eines anderen Geset- 
zes, damit die oben genannten Verbraucher- 
Organisationen Aufrufe gegen einzelne oder 
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alle Waren bzw. Leistungen bestimmter Her- 
steiller, Handels- oder Dienstleistungsbetriebe, 
deren Angebote in preislicher und/oder quali- 
tativer Hinsicht als unzumutbar betrachtet 
werden, erlassen können? 


43. Abgeordneter 
Dr. Zimmermann 
(CDU/CSU) 


Wie hoch ist die Gesamtsumme der unter der 
Präsidentschaft Ailende in Chile verstaatlich- 
ten oder — u. a. durch illegale Landbesetzun- 
gen — ■ enteigneten Vermögen von Deutschen, 
und in welcher Form und Höbe wurden gegen- 
über der Bundesrepublik Deutschland Aus- 
gleichsansprüche geltend gemacht? 


44. Abgeordneter 

Josten 


(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, um die Bevölkerungsversorgung in länd- 
lichen Gebieten für die Zukunft zu sichern, 
nachdem durch den Strukturwandel im Einzel- 
handel z. B. in den letzten Jahren beim Lebens- 
mitteleinzelhandel jährlich durchschnittlich ca. 
10 000 Betriebe verloren gingen? 


45. Abgeordneter 

Vahlberg 

(SPD) 


Trifft es zu, daß von zahlreichen gewerblich 
tätigen Wohnungsvermittlern in der Bundes- 
republik Deutschland ständig gegen die zwin- 
gende Vorschrift des § 6 Abs,. 2 des Gesetzes 
zur Regelung der Wohnungsvermittlung vom 
4. November 1971 (BGBl. I S. 1745, 1748) ver- 
stoßen wird, und wenn ja, sind der Bundes- 
regierung Informationen darüber zugänglich, 
ob und in welchem Ausmaß bislang von der 
Möglichkeit einer Ahndung von Verstößen ge- 
gen diese Vorschrift gemäß § 8 des Gesetzes 
zur Regelung der Wohnungsvermittlung Ge- 
brauch gemacht worden ist? 


46. Abgeordneter 

Wolfram 


(SPD) 


Welche vom Gesetzgeber nicht veranlaßten 
Strompreiserhöhungen hat die Elektrizitäts- 
Wirtschaft in den letzten fünf Jahren vorge- 
nommen, und hat die Bundesregierung festge- 
halten, ob die Elektrizitätswirtschaft solche 
Preiserhöhungen mit ähnlichen Anzeigen in 
den Tageszeitungen begleitet hat, wie dies 
jetzt im Zusammenhang mit dem Energiepro- 
gramm der Bundesregierung von Seiten der 
Informationszentrale der Elktrizitäts Wirtschaft 
e. V. geschehen ist? 


47. Abgeordneter 

Gerlach 

(Obernau) 

(CDU/CSU) 


Was hat die Bundesregierung getan, um das 
Transportgewerbe vor dem unlauteren Wett- 
bewerb von staatlichen „DDR''-Lastzügen zu 
schützen, die sich im Bundesgebiet und im Ver- 
kehr von und nach West-Berlin betätigen und 
dabei die gesetzlich festgelegten Mindestpreise 
unterbieten, und welche Schritte hat die Bun- 
desregierung insbesondere in Ost-Berlin unter- 
nommen? 
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48. Abgeordneter 

Dr. Freiherr 
Spies von 
Büllesheim 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß zuneh- 
mend staatliche Fuhrunternehmen aus Ost- 
blockstaaten, insbesondere aus Bulgarien, für 
Transporte durch Deutschland im Verkehr 
zwischen Drittländern (z. B. Rotterdam — Tehe- 
ran) tätig sind, die infolge wesentlidi geringe- 
rer Personal-, Steuer- und sonstiger Betriebs- 
kosten die Frachttarife bis zu 40Vo unterbieten 
und dadurch deutsche Fernverkehrsbetriebe 
verstärkt aus traditionell ausgeübten Trans- 
portleistunigen verdrängen, und wenn ja, kann 
die Bundesregierung im Interesse der deut- 
schen Verkehrswirtschaft gegen diese Schleu- 
derkonkurrenz etwas unternehmen? 


49. Abgeordneter 

Dr. Holtz 


(SPD) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
darauf einzuwirken, daß eine tägliche minde- 
stens aber eine wöchentliche Verbraucherauf- 
klärung im I. und II. Fernsehprogramm er- 
folgt und zwar vor oder nach den Abend- 
nadirichten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


50. Abgeordneter 

Dr. Riedl 

(München) 

(CDU/CSU) 


51. Abgeordneter 

Dr. Riedl 

(München) 

(CDU/CSU) 


52. Abgeordneter 

Ey 

(CDU/CSU) 


53. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 

(SPD) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
der durch den Abschuß von jährlich 200 Mil- 
lionen Singvögeln in Italien herbeigeführten 
Verringerung der Zugvögel in unserem Land 
im Interesse der Erhaltung dieser Vögel in 
ihrer wichtigen Funktion als Insektenvertilger 
Einhalt zu gebieten, und ist sich die Bundes- 
regierung darüber im klaren, daß eine radi- 
kale Verminderung dieser Vögel dazu führen 
muß, Insekten und Ungeziefer in unserer Flora 
mit Chemikalien zu bekämpfen, wodurch wie- 
derum andere Umweltlebewesen angegriffen 
und von der Ausrottung bedroht werden? 

Ist die Bundesregierung bereit, bei der italieni- 
schen Regierung darauf hinzuwirken, daß sie 
sich an entsprechende Beschlüsse europäischer 
Gremien hält, wonach Natur und Flora eines 
Landes zum Nachteil eines anderen Landes 
nicht verändert werden dürfen? 

Ist die Bundesregierung bereit, für die Her- 
stellung von Fernsprechanschlüssen zu einzel- 
liegenden Gehöften, Aussiedlerstellen und 
Weilern Hilfen zu gewähren bei außergewöhn- 
lich hohen, geländebedingten Anschluß- und 
Unterhaltungskosten, und wenn ja, welche? 

Wann ist mit dem Erlaß der Rechtsverordnun- 
gen auf Grund des Tierschutzgesetzes zu rech- 
nen? 
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54. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die per- 
manente Intervention von Bullen sehr unbe- 
friedigend verläuft, da die Einfuhr- und Vor- 
ratsstelle die schlachtreifen Tiere nicht in aus- 
reichendem Maß aufnimmt, und wenn ja, liegt 
es daran, daß die Bundesregierung nicht für 
ausreichende Kühlhauskapazitäten gesorgt hat, 
so daß, hervorgerufen durch die von ihr in 
Brüssel mit beschlossene Mangelverordnung 
für Rindfleisch, ein Angebotsstau von schlacht- 
reifen Bullen entstehen mußte? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


55. Abqeordnete 

Frau Huber 


(SPD) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
analog der derzeit gültigen Regelung einer 
vorzeitigen Ableistung des Dienstes bei der 
Bundeswehr auch Regelungen für eine vor- 
zeitige Ableistung des Ersatzdienstes zu schaf- 
fen, da die Antragstellung der Betroffenen in 
beiden Fällen aus den gleichen Beweggründen 
heraus erfolgt? 


56. Abgeordneter 

Dr. Slotta 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß im Sep- 
tember 1971 nur 2334 Schauspieler und 1246 
Schauspielerrinnen — - insgesamt also 3580 — 
im Engagement waren, ihnen gegenüber aber 
5146 engagementsuchende Schauspieler stan- 
den, die sogenannte Dunkelziffer nicht gemel- 
deter Arbeitsloser oder in anderen Berufen 
zeitweilig tätiger Schauspieler nach Schätzung 
von Fachleuten darüber hinaus 10 000 — 15 000 
betragen soll, und welche Möglichkeiten sieht 
die Bundesregierung, die allgemeine Lage die- 
ser Berufsgruppe zu verbessern? 


57. Abgeordneter 

Dr. Schulze- 

Vorberg 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung für die Bundesver- 
sicherungsanstalt für Angestellte und evtl, 
auch für einige Landesversicherungsanstalten 
mitteilen — und so eingeschränkt wiederhole 
ich meine Frage vom 31. August 1973 — in 
wie vielen Fällen, absolut und prozentual, 
mehr als ein halbes Jahr zwischen dem An- 
trag auf Sozialrente und der ersten Renten- 
zahlung vergeht, und wie erklärt die Bun- 
desregierung diese im Hinblick auf das Alter 
oder den Gesundheitszustand der Antragstel- 
ler als unzumutbar erscheinenden Fristen, 
trotz des sooft gelobten Computer-Einsatzes, 
der an sich eine automatische Berechnung und 
Anweisung aller Altersrenten ermöglichen 
müßte? 
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58. Abgeordneter 
Dr. Sdiulze- 
Vorberg 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die Rentenversicherungsträger gehalten sein 
sollten, in allen Fällen Vorschußzahlungen zu 
leisten, in denen drei Monate nach Antrag- 
stellung die Rentenfeststellung noch nicht er- 
folgt ist? 


59. Abgeordneter 

Stahl 

(Kempen) 

(SPD) 


Ist es auch nach Ansicht der Bundesregierung 
zweckmäßig, das Betraebsverfassungsgesetz 
dahin gehend abzuändem, daß der Betriebsrat 
bei den Unternehmen ein gesetzlich festgeleg- 
tes Mitspracherecht auch bei der betrieblichen 
Ruhegeldregelung für Pensionsrückstellungen 
erhält, die nach der Rechtsprechung keine Ein- 
richtungen sind und nur als Rückstellungs- 
posten oder als rechnerischer Fonds in der 
Bilanz der Betriebe erscheinen? 


60. Abgeordneter 

Stahl 

(Kempen) 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung die jetzige Rechts- 
lage bezogen auf die einseitige Bestimmungs- 
möglichkeit noch für zeitgemäß, und ist eine 
Änderung des Gesetzes für diesen Bereich in 
absehbarer Zeit geplant? 


61. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß häufig 
Dr. Geßner dadurch Arbeitsunfälle entstehen, daß auslän- 

(SPD) dische Arbeitnehmer infolge fehlender Bedie- 

nungsanweisungen für Maschinen in der ent- 
sprechenden Landessprache erhöhten Uniall- 
gefahren ausgesetzt sind, und beabsichtigt die 
Bundesregierung, diesen Zustand hinzuneh- 
men? 


62. Abgeordneter 

Vogelsang 

(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, dem Parla- 
ment vorzuschlagen, die gesetzlichen Bestim- 
mungen dahin gehend zu ändern, daß auch der 
Versicherte der Knappschaft beim Eintritt des 
Versicherungsfalls wählen kann, bei welcher 
Krankenkasse er Mitglied werden oder bleiben 
will, wie das bei den Versicherten der Arbei- 
ter- und Angestelltenversicherung möglich ist? 


63. Abgeordneter 

Dr. Holtz 


(SPD) 


Hat die Bundesregierung die Absicht, den ge- 
setzlichen Unfallversicherungsschutz, der für 
Kinder in Kindergärten, Schüler und Studenten 
seit 1971 besteht, auch auf Kinder in Kinder- 
krippen, Krabbelstuben und Kinderbetreuungs- 
stätten ausizudehnen? 


64. Abgeordneter 
Zebisch 


(SPD) 


Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundes- 
regierung in Verwirklichung ihres Aktions- 
programms vom 6. Juni 1973 zur Verbesserung 
der Ausbildung der Kinder ausländischer Ar- 
beitnehmer? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


65. Abgeordneter 
Baier 


(CDU/CSU) 


66. Abgeordneter 

Horn 

(SPD) 

67, Abgeordneter 
Horn 

(SPD) 


68. Abgeordneter 

Pfeffermann 


(CDU/CSU) 


69. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesverteidigungsminister bereit, 
dem Anliegen vieler Wehrpflichtiger Rechnung 
zu tragen und ihnen, im Hinblick auf die 
enorme Verkehrsdichte auf den Straßen und 
die Überbelastung der öffentlichen Verkehrs- 
mittel zum Wochenende, wenigstens zweimal 
im Monat am Freitag zu einem früheren Zeit- 
punkt als bisher dienstfrei zu gewähren, damit 
die weit entfernt wohnenden Wehrpflichtigen 
ohne Komplikationen ihren Heimatort errei- 
chen können? 

Welche Vorstellungen hat die Bundesregie- 
rung über die Ausbildung der Soldaten, die als 
Prüfer für Luftfahrtgeräte eingesetzt sind? 

Wie soll die Bewertung dieser Tätigkeit im 
Vergleich zum Tarifvertrag über die Eingrup- 
pierung der Angestellten in gleicher Tätigkeit 
vorgenommen werden: nach jetzigem Ausbil- 
dungsstand oder nach zukünftigem Ausbil- 
dung sst and? 


Gibt es Anhaltspunkte für den vom Deutschen 
Gewerkschaftsbund, Kreis Darmstadt, in einem 
offenen Brief an die Bundestagsabgeordneten 
ausgesprochenen Verdacht, zwischen Unter- 
nehmern und Kreiswehrersatzämtem gebe es 
eine enge Zusammenarbeit mit dem Ziel, Ju- 
gendvertreter in letzter Zeit immer häufiger 
zum Wehr- und Ersatzdienst einzuziehen, um 
damit ihre Amtszeit zu verkürzen? 

Trifft es zu, daß nach einem Erlaß des Bundes, - 
Verteidigungsministeriums Einladungen der 
chinesischen Botschaft in Bonn an höhere Offi- 
ziere des Bundesverteidigungsministeriums 
nicht angenommen werden sollen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Famiiie und Gesundheit 


70. Abgeordneter Billigt die Bundesregierung die Äußerungen 
Niegel von Staatssekretär Professor Dr. Wolters zur 

(CDU/CSU) Änderung des Systems der kassenärztlichen 

Versorgung? 


71. Abgeordneter 
Lenders 


(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, die beste- 
henden Gesetze dahin gehend zu ändern, daß 
bei einer potentiellen gesundheitlichen Ge- 
fährdung des Verbrauchers für die Hersteller 
und Verkäufer dieser Produkte eine Verpflich- 
tung besteht, dieisen vor dem Kauf durch geeig- 
nete Maßnahmen auf diese Gefährdung hinzu- 
weisen, und wenn ja, erwägt die Bundesregie- 
rung, den Intim-Spray-Produzenten, bei deren 
Produkten nach Auskunft des Bundesministe- 
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riums für Jugend, Familie und Gesundheit 
nicht auszu'schließen ist, daß sie Reizungen und 
und Entzündungen hervorrufen, vorzuschrei- 
ben, Warnungen über den Gebrauch deutlich 
lesbar auf der Verpackung zu placieren? 

72. Abgeordneter Kann die Bundesregierung bestätigen, daß 
Lenders beim Gebrauch von sogenannten Sprüklebern 

(SPD) ciie Gefahr einer genetischen Schädigung nicht 

auszuschließen ist (s. Die Zeit vom 14. Sep- 
tember 1973), und erwägt die Bundesregierung 
ähnlich der amerikanischen Consumer Product 
Safety Commission, alle Sprühkleber bis zum 
Nachweis der Unschädlichkeit aus dem Handel 
zu verbannen bzw. nur mit einem deutlichen 
Warnaufdruck für den Handel zuzulassen? 

Wann gedenkt die Bundesregierung die be- 
stehenden Bestimmuingen für den Versand 
von medizinischem Untersuchungsgut zu än- 
dern und dem neuesten Stand der Wissen- 
schaft und der Technik anzupassen, da nach 
der geltenden Postordnung keine Kunststoff- 
behälter, sondern nur Behälter aus Holz, Me- 
tall und Glas verwendet werden dürfen? 

74. Abgeordneter Liegen der Bundesregierung Ergebnisse der 

Spitzmüller Transportsicherheit von neuartigen Versand- 

(FDP) gefäßen aus Kunststoff vor? 

75. Abgeordneter Was kann ich als Abgeordneter antworten, 

Dr. Sdimitt- wenn zahlreiche Eltern mich fragen, wo es 

Vodcenhausen Einrichtungen der in § 93 a des Jugendgerichts- 

(SPD) gesetzes vorgesehenen Art gibt, in denen Ju- 

gendliche mit Aussicht auf Erfolg behandelt 
werden können? 

76. Abgeordneter Ist die Bundesregierung über den Stand der 

Dr. Hirscii Erforschung der genetischen Gefährdung durch 

(FDP) Umwelt-Chemikalien unterrichtet? 

77. Abgeordneter Rechtfertigen die bisherigen Forschungsergeb- 

Dr. Hirsch nisse, besonders die des Zentrallabors für Mu- 

(FDP) tagenitätsprüfung in Freiburg, die Notwendig- 

keit, eine der Strahlenschutzverordnung ent- 
sprechende Verordnung für das Gebiet der 
mutagenen Chemikalien zu erlassen cvder vor- 
zubereiten? 

78. Abgeordnete Welche europapolitische Konzeption hat die 

Frau Bundesregierung in den Fällen, in denen deut- 

Dr. Neumeister sehe Gesetze oder Gesetzesvorhaben (z. B. 

(CDU/CSU) über die Prüfung von Arzneimitteln oder über 

die Verwendung von bestimmten Stoffen in 
kosmetischen Mitteln) den EG-Richtlinien oder 
-Richtlinienvorschlägen und damit der über- 
wiegenden Auffassung der anderen EG-Mit- 
gliedstaaten oder der EG-Kommission wider- 
sprechen? 


73. Abgeordneter 

Spitzmüller 

(FDP) 
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79. Abgeordneter 

Löffler 

(SPD) 


Aus welchen Gründen haben in diesem Jahr 
nur vier Berliner Schulen von zehn Antrag- 
stellern Mittel des deutsch-französischen Ju- 
gendwerks für Frankreichfahrten erhalten, ob- 
wohl im Jahr 1972 zu diesem Zweck noch 
70 000 DM zur Verfügung gestanden haben, 
und worauf ist diese Kürzung zurückzuführen? 


80. Abgeordneter 
Zebisdi 


(SPD) 


Welche Regelung strebt die Bundesregierung 
im Zuge ihrer Bemühungen zur Vereinheitli- 
chung der Notfallausweise bzw. Unfallpässe 
an? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


81. Abgeordneter 
Hoffie 
(FDP) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß — wie 
die Ferienreisezeit erneut gezeigt hat — zahl- 
reiche Kinder dadurch zu Schaden kommen, 
daß sie auf den Vordersitzen in Personen- 
wagen transportiert werden, und ist die Bun- 
desregierung bereit, die Straßenverkehrs-Ord- 
nung dahin gehend zu ergänzen, daß Kinder 
grundsätzlich nur auf den Rücksitzen von Per- 
sonenkraftwagen befördert werden dürfen? 


82. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Lepsius 
(SPD) 


Wie hat die Bundesregierung sichergestellt, 
daß die erheblichen Investitionen im Straßen- 
bau hinsichtlich ihres regionalen Verkehrs- 
wertes zum Zeitpunkt ihrer planerischen Ent- 
scheidung auf ihre praktische Notwendigkeit 
überprüft werden? 


83. Abgeordnete In welcher Weise bemüht sich die Bundesre- 
Frau gierung um eine Kontrolle bzw. Abstimmung 

Dr. Lepsius solcher Straßenneubauten? 

(SPD) 


84. Abgeordneter 

Dr. Slotta 


(SPD) 


Ist die Bundesregierung mit mir der Auffas- 
sung, daß die Vorarbeiten zum Saarausbau 
erst intensiviert und damit sinnvoll und wirt- 
schaftlich gestaltet werden können, wenn als- 
bald die Entscheidung über die Einstellung 
eines Investitionstitels für den Saarausbau in 
den Haushaltsplan getroffen wird, und welche 
Höhe soll dieser Titel 1974 haben? 


85. Abgeordneter 
Lemmrich 
(CDU/CSU) 


Welches sind die Gründe, die den Bundesmi- 
nister für Verkehr veranlaßt haben, sein neues 
Verkehrsprogramm „Der Mensch hat Vor- 
fahrt" entgegen den Gepflogenheiten seiner 
Vorgänger nicht dem Deutschen Bundestag zur 
Beratung vorzulegen? 
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86. Abgeordneter 

Ollesdi 


(FDP) 


87. Abgeordneter 

Ollesch 


(FDP) 


88. Abgeordneter 

Geldner 


(FDP) 


89. Abgeordneter 
Milz 

(CDU/CSU) 


90. Abgeordneter 
Lemmrich 


(CDU/CSU) 


91. Abgeordneter 

Dr. Probst 


(CDU/CSU) 


92. Abgeordneter 

Dr. Probst 

(CDU/CSU) 

93. Abgeordneter 
Josten 
(CDU/CSU) 


94. Abgeordneter 

Dr. Evers 
(CDU/CSU) 


Welc±Le Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
rung zu ergreifen, um die insbesondere im 
deutsch-niederländischen Güterkraftverkehr zu 
Lasten deutscher Unternehmer bestehenden 
Wettbewerbsverzerrungen abzubauen? 

Wird die Bundesregierung bei den gegenwär- 
tig laufenden deutsch-niederländischen Ver- 
handlungen eine Aufstockung des Kontingents 
für den grenzüberschreitenden Güterkraftver- 
kehr von Zugeständnissen der Niederländer 
z. B. bei den Brüsseler Verhandlungen über 
die Harmonisierung bestimmter Wettbewerbs- 
bedingungen abhängig machen? 

Welche weiteren Schritte gedenkt die Bundes- 
regierung zu unternehmen, um den ständig 
sinkenden Anteil deutscher Unternehmer am 
deutsch-niederländischen Güterkraftverkehr 
wieder anzuheben? 

In welcher Größenordnung stellt die Bundes.- 
regiemng Straßenbaumittel für die schwach- 
strukturierten und ländlichen Gebiete zur Ver- 
fügung, und anhand welcher Haushaltstitel 
läßt sich dies im einzelnen feststellen? 

Wie groß ist zur Zeit der Anteil der Fluglotsen 
am Gesamtpersonalstand der Fluglotsen und 
die absolute Zahl der Fluglotsen, die 1962 in 
das Beamtenverhältnis überführt wurden? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß der 
Deuts.chen Bundesbahn ein mehr an Kosten 
von nahezu 500 Millionen DM (einschließlich 
Grunderwerb, Ausbau der Strecke, Ansiede- 
lung etc.) entsteht, wenn sie als letzte Instanz 
in der Frage des Rangier- und Containerbahn- 
hofs München nicht für den seit 30 Jahren 
festliegenden Standort Allach stimmt, sondern 
sich für Feldkirchen/Jöhanneskirchen entschei- 
det? 

Wie kann sie dies, wenn sie dennoch für Feld- 
kirchen stimmt mit dem derzeitigen Defizit 
der Deutschen Bundesbahn vereinbaren? 

Wie weit ist der gesamte Bau der linksrheini- 
schen Autobahn gediehen, und wann ist mit 
der Fertigstellung bzw. Freigabe von weiteren 
Teilstücken zu rechnen? 

Sind der Bundesregierung Überlegungen be- 
kannt, die Gefahr von Auffahr Unfällen auf 
Bundesautobahnen dadurch zu verringern, daß 
in die bereits vorhandenen Leitpfähle eine 
Beleuchtung eingebaut würde, die durch einen 
auslösenden Mechanismus am Unfallort für 
einen begrenzten Streckenabschnitt bei Bedarf 
in Tätigkeit gesetzt werden könnte, um den 
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95. Abgeordneter 

Hösl 

(CDU/CSU) 


96. Abgeordneter 
Dr. Klein 
(Göttingen) 
(CDU/CSU) 


97. Abgeordneter 

Dr. Klein 

(Göttingen) 

(CDU/CSU) 


98. Abgeordneter 
Blank 
(SPD) 


99. Abgeordneter 
Blank 
(SPD) 


100. Abgeordneter 

Wagner 

(Günzburg) 

(CDU/CSU) 


nachfolgenden Verkehr zu warnen, und hat 
die Bundesregierung gegebenenfalls Untersu- 
chungen darüber angestellt, mit welchen Ko- 
sten die Einrichtung eines derartigen Beleuch- 
tungssystems verbunden wäre? 

Wie wird die Bundesregierung angesichts der 
Tatsache, daß am 24. September 1973 im Ber- 
lin-Flugverkehr bereits am Morgen auf Grund 
widerrechtlicher Arbeitsverweigerungen von 
Fluglotsen im Luftkontrollraum Hannover er- 
hebliche Verspätungen auf traten, unbehinderte 
Flugverbindungen von und nach Berlin auf- 
rechterhalten, und teilt die Bundesregierung 
die Auffassung, daß ein jederzeit unbehinder- 
ter Flugverkehr zwischen Berlin und dem übri- 
gen Bundesgebiet für Sicherheit und Entwick- 
lung der Stadt unabdingbar ist? 

Trifft es zu, daß die Deutsche Bundesbahn 
überraschend von dem zunächst bestehenden 
Plan abgegangen ist, gemeinsam mit der In- 
teressengemeinschaft Trasse ein Gutachten 
über die Streckenführung im Raum Hanno- 
ver — Elze — Göttingen — Kassel zu erheben? 

Kann gegebenenfalls aus der Absage der Deut- 
schen Bundesbahn geschlossen werden, daß sie 
eine gutachtliche Untersuchung der Trassen- 
führung über Göttingen für überflüssig bzw. 
das Ergebnis einer solchen Untersuchung für 
von vornherein feststehend erachtet? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
der Ausbau des Flughafens Köln- Wahn auf 
etwa die doppelte Start- und Landekapazität, 
insbesondere durch Herstellung einer dritten 
Landebahn, bis zum Jahr 1985 notwendig und 
daher die Ausbauplanung unverzüglich in An- 
griff zu nehmen ist? 

Wird der Ausbau des, Flughafens Köln-Wahn 
dadurch dringlicher, daß der nach den Landes- 
verkehrsplänen von Nordrhein- Westfalen ge- 
plante dritte Verkehrsflughafen im weistfäli- 
schen Raum in überschaubarer Zeit nicht ver- 
wirklicht werden kann? 

Welche disziplinarrechtlichen Maßnahmen hat 
die Bundesregierung gegen die 26 von insge- 
samt 32 Fluglotsen der Frühschicht in Hanno- 
ver ergriffen, die am 24. September 1973 unbe- 
fugt unter der falschen Behauptung, krank zu 
(Sein, dem Dienst ferniblieben und neben dem 
Zusammenbruch des Flugverkehrs im nord- 
deutschen Raum auch empfindliche Störungen 
und Verzögerungen im Flugverkehr von und 
nach Berlin verursachten, und wie wird die 
Bundesregierung dafür sorgen, daß die Diskre- 
ditierung des Beamtentums, zu der ein solches 
Verhalten bei der Bevölkerung führt, vermie- 
den wird? 
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101. Abgeordnete Ist die Bundesregierung bereit, bei der Unter- 
Frau nehmensleitung der Deutschen Bundesbahn 

Verhülsdonk darauf zu drängen, daß auch der großen Zahl 
(CDU/CSU) alleinstehender Rentner im Wege vorüberge- 

hend verbilligter Bahnfahrten das Reisen und 
der Besuch von Angehörigen, Freunden und 
Bekannten erleichtert wird, da sich viele allein- 
istehende Rentner, die keine Möglichkeit ha- 
ben, für Reisen einen Partner zu finden, durch 
die neue Aktion der Deutschen Bundesbahn 
„Fahrt zusammen — spart zusammen" diskri- 
miniert fühlen? 


102. Abgeordneter Welche Altersgruppen sind am stärksten bei 
Niegel Verkehrsunfällen verwickelt, und welche Kon- 

(CDU/CSU) Sequenzen zieht daraus die Bundesregierung? 


103. Abgeordnete Was wurde unternommen, um am 24. Septem- 
Frau Sdüeidier ber 1973 den Abflug eines italienischen Flug- 
(CDU/CSU) Zeugs aus Hamburg zu ermöglichen, das mit 

einem Schwerkranken an Bord stundenlang 
von den widerrechtlich den Dienst verweigern- 
den Fluglotsen des Luftkontrollraums Hanno- 
ver am Start gehindert wurde, und welche 
Vorkehrungen sind getroffen, um zu verhin- 
dern, daß der Terror dieser Spezialistengruppe 
in Einzelfällen lebensbedrohende Formen an- 
nimmt? 


104. Abgeordnete Wie konnte es geschehen, daß selbst ein Kran- 
Frau Schleicher kentransport der Deutschen Rettungswacht am 
(CDU/CSU) 24. September 1973 beim Hin- und Rückflug 

zwischen Wangerooge und Stuttgart durch wi- 
derrechtliche Arbeitsverweigerung der Flug- 
lotsen im Luftkontrollraum Hannover ernsthaft 
behindert wurde, und wie wird die Bundes- 
regierung sicherstellen, daß Rettungsflugzeuge 
jederzeit ohne vermeidbare Verzögerung und 
Gefährdung starten und landen können? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


105. Abgeordneter Inwieweit hält es die Bundesregierung für 
Immer möglich, angesichts der wachsenden Neigung 

(SPD) von sogenannten „Sozialunternehmern", das 

Vermögen älterer Menschen für den Bau finan- 
ziell nicht gesicherter Bauvorhaben {Senioren- 
heime) zu verwenden, eine Bundesaufsicht zu 
institutionalisieren mit der Aufgabenstellung, 
die Finanzierung, Kreditverwendung und Kre- 
ditsicherung solcher Vorhaben zu überprüfen? 
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106. Abgeordneter 

Immer 


(SPD) 


Inwieweit ist die Bundesregierung bereit und 
in der Lage, die durch KreditanteiLscheine 
verbrieften Ansprüche älterer Menschen auf 
Altenheimplätze in Häusern der Wetterstein- 
GmbH durch eigene Maßnahmen abzusichern 
oder sich an Erhaltungsvorhaben einer neuen 
Träger Schaft, die von freien Wohlfahrts ver- 
bänden oder anderen sozialen Einrichtungen 
gebildet wird, zu beteiligen? 


107. Abgeordneter 

Freiherr 
von Fircks 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung angesichts der Tat- 
sache, daß eine befriedigende wohnungsmäßi- 
ge Eingliederung der Vertriebenen, Flüchtlinge 
und Kriegssachgeschädigten bisher noch nicht 
erreicht werden konnte, bereit, bei der Finan- 
zierung der für die Wohnraumversorgung die- 
ses Personenkreises aufgelegten Sonderbau- 
programme eine stärkere Beteiligung des Bun- 
des vorzusehen, und welche Möglichkeiten der 
bevorzugten Berücksichtigung dieses Perso- 
nenkreises sieht die Bundesregierung darüber- 
hinaus etwa im Zusammenhang mit einer Lö- 
sung des Problems der fehl- und unterbelegten 
Sozialwohnungen oder im Rahmen der allge- 
meinen Bereitstellung von Sozialbauwohnun- 
gen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


108. Abgeordneter 

Kunz 

(Berlin) 

(CDU/CSU) 


109. Abgeordneter 
Kunz 
(Berlin) 

(CDU/CSU) 


110. Abgeordneter 

Pfeffermann 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß nunmehr 
die von den DDR-Behörden an der Demarka- 
tionslinie eingesetzten Schäferhunde nicht nur 
in besonderer Weise dressiert sind, sondern 
im Todesstreifen frei herumlaufen, wodurch 
die Menschenjagd an der Demarkationslinie 
einen neuen Höhepunkt erreicht hat? 

Welche konkreten Schritte wird die Bundes- 
regierung in Konsequenz des Urteils des Bun- 
desverfassungsgerichts zum Grundvertrag un- 
ternehmen, um von der DDR in Wahrnehmung 
grundgesetzlicher Pflichten konkret zu verlan- 
gen, die unmenschlichen Verhältnisse an der 
Demarkationslinie abzubauen und zu beendi- 
gen? 

In welcher Weise gedenkt die Bundesregie- 
rung, in Verhandlungen mit der DDR zu er- 
reichen, daß für den Personenkreis in der DDR, 
die nach Abschluß des Grundvertrags zu soge- 
nannten Geheimnisträgern erklärt worden 
sind, die menschlichen Erleichterungen zu ge- 
statten, die für sie vor den Verhandlungen 
zum Gmndvertrag bestanden, d. h., daß ihnen 
zumindest wieder Briefverkehr mit Bekannten, 
Verwandten und Freunden in der Bundesrepu- 
blik Deutschland gestattet wird? 
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111. Abgeordneter 
Hösl 

(CDU/CSU) 


Wie erklärt die Bundesregierung die Beschlag- 
nahme von Exemplaren der vom Bundesmini- 
ster für innerdeutsche Beziehungen herausge- 
gebenen Broschüre „Reisen in die DDR", die 
auf der Grundlage der mit der „DDR" abge- 
schlossenen Verträge erarbeitet wurde, durch 
„DDR" -Grenzkontrolleure bei Reisenden am 
Grenzbahnhof Gutenfürst, und was wird die 
Bundesregierung dagegen unternehmen? 


112. Abgeordneter 
Roser 
(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen darüber zu, daß ei- 
ner vor dem Um^ug nach Bayern stehenden 
60jährigen Frau in einem Kreiskrankenhaus, 
der DDR die Versorgung ihres gebrochenen 
Beines durch einen Gipsverband mit der Be- 
gründung verweigert worden ist, sie sei nach 
der uimzugsbedingten Aberkennung der „DDR- 
Staatsbüngerschaft" staatenlos, und wias ge- 
denkt — bejahendenfalls — die Bundesregie- 
rung zu tun, um einen Verzicht auf derartige 
unmenschliche Verhaltensweisen zu erreichen? 


113. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, bei wissen- 
schaftlichen Instituten, die ostdeutsche Arbei- 
ten durchführen, die institutionelle Förderung 
zugunsten einer projektbezogenen Förderung 
einzustellen? 


114. Abgeordneter 

Nordlohne 


(CDU/CSU) 


Steht nach Auffassung der Bundesregierung 
die Nichterteilung eines Einreisevisums durch 
die DDR-Behörden an Fußballbundestrainer 
Helmut Schön im Zusammenhang mit seinem 
beabsichtigten Besuch des Weltmeisterschafts- 
Qualifikationsspiels DDR gegen Rumänien am 
26. September 1973 in Leipzig nicht in eklatan- 
tem Widerspruch zu der in Artikel II Nr. 7 
des Zusatzprotokolls zum Vertrag über die 
Grundlagen der Beziehungen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Deut- 
schen Demokratischen Republik vom 21. De- 
zember 1972 auch durch die DDR erklärte Be- 
reitschaft, nach der Unterzeichnung des Grund- 
vertrags die zuständigen Sportorganisationen 
bei den Absprachen zur Förderung der Sport- 
beziehungen zu unterstützen und damit eine 
Erleichterung des Sportverkehrs zu ermögli- 
chen? 


115. Abgeordneter 

Nordlohne 


(CDU/CSU) 


Was hat die Bundesregierung ihrerseits nach 
Bekanntwerden der Schwierigkeiten des Deut- 
schen Fußballbunds unternommen, um für den 
deutschen Fußballbundestrainer Helmut Schön 
doch noch die Erteilung der Einreiseerlaubnis 
zu erhalten? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie und 
für das Post- und Fernmeldewesen 


116. Abgeordneter 

Schröder 

(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


117. Abgeordneter 

Dr. Meinedce 

(Hamburg) 

(SPD) 


118. Abgeordneter 

Dr. Meinedce 

(Hamburg) 

(SPD) 


119, Abgeordneter 
Gansei 


(SPD) 


120. Abgeoidneter 
Gansei 
(SPD) 


Kennt die Bundesregierung den Zusammen- 
hang zwischen einer Regelimg der Anlauf- 
rechte mit Kernenergie betriebener Container- 
schiffe und dem Bau eines weiteren Demon- 
strationscontainerschliffes mit Kernenergiean- 
trieb in der Bundesrepublik Deutschland, und 
wann gedenkt die Bundesregierung, die Frage 
der Anlaufrechte befriedigend gelöst zu haben? 

Hält die Bundesregierung an ihrer im Bundes- 
tag vorgetragenen Auffassung fest (vgl. VI. 
Wahlperiode, Stenographischer Bericht über 
die 31. Sitzung, Seite 1412 ff.), daß Beeinträch- 
tigungen, die s.ich für Rundfunk- und Fernseh- 
teilnehmer aus der zunehmenden Hochhausbe- 
bauung in unseren Städten ergeben, nur über 
die Bauordnungs rechte der Länder, d. h. durch 
Auflagen bei der Baugenehmigung für den 
„potentiellen Verursacher“ bei erwarteten 
Bmpfangsstörungen, beseitigt werden können? 

Wie beurteilt die Bundesregierung das Ar- 
beitsergebnis der Rechtskommission des Ar- 
beitskreises Rundfunkempfangsantennen (vom 
27. Juni 1972), in der sie durch verschiedene 
Ressorts vertreten ist, eine bundesrechtliche 
Regelung durch Änderung des Fernmeldeanla- 
gen ge setz es herbeizuführen? 

Ist es richtig, daß die Deutsche Bundespost bei 
Fernmelde- bzw. Fernsehtürmen in Einzelfäl- 
len die Kosten für die Einrichtung von Aus- 
sichtsplattformen übernommen hat, die der 
Öffentlichkeit zugänglich sind? 

Auf Grund welcher Kriterien und in welcher 
Höhe sind gegebenenfalls Kosten übernom- 
men worden? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


121. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, nach denen Egon 
Bahr, Bundesminister für besondere Aufgaben 
beim Bundeskanzler, vor der Evangelischen 
Akademie Tutzing im Sommer d. J. erklärt 
habe, er sei froh bzw. er begrüße, daß es im 
Zusammenhang mit der Möglichkeit von Ta- 
gesaufenthalten in zonengrenznahen Krei- 
sen der DDR „keinen Massenansturm“ west- 
deutscher Bürger gegeben habe und daß, falls 
dieser Verkehr auch in Zukunft gering bleiben 
sollte, dies die Antwort der Bevölkerung auf 
die deutsche Frage sei? 
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122. Abgeordneter 
Dr. Marx 
(CDU/CSU) 


123. Abgeordneter 

Dr. Marx 
(CDU/CSU) 


124. Abgeordneter 
Reddemann 
(CDU/CSU) 


125. Abgeordneter 
Reddemann 
(CDU/CSU) 


126. Abgeordneter 

Dr. Jenninger 
(CDU/CSU) 


127. Abgeordneter 

Dr. Jenninger 

(CDU/CSU) 

128. Abgeordneter 

Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den mehr- 
fachen Kontakt Bundesminister Ehmkes mit 
Wolfgang Eberhard Göbel, nachdem durch 
einen im ZDF-Magazin verlesenen Vermerk 
der Bonner Staatsanwaltschaft bekannt wurde, 
daß Göbel dem Bundesminister Redaktionsge- 
heimnisse des Axel-Springer-^Dienstes fortge- 
setzt übermittelte? 

Hat Bundesminister Ehmke Teile des ihm von 
Göbel gelieferten Materials über den Sicher- 
heitsbeauftragten des Bundeskanzleramts an 
die Staatsanwaltschaft weitergeleitet? 

Hält die Bundesregierung weiterhin die Erklä- 
rungen von Bundesminister Horst Ehmke auf- 
recht, daß sie auf keinerlei Weise Einfluß auf 
die staatsanwaltlichen Verfahren gegen Jour- 
nalisten nach § 353 c des, Strafgesetzbuchs 
genommen hat? 

Seit wann war der Bundesregierung bekannt, 
daß der jetzige Mitarbeiter im Presseamt des 
Berliner Senats, Wolfgang Eberhard Göbel, als 
V-Mann aus der Berliner Zentralredaktion des 
Axel-Springer-Dienstes Informationen an Bun- 
desminister Ehmke direkt und über den seiner- 
zeitigen SPD-Bundesgeschäftsführer Wisch- 
newski geliefert hat? 

Hat die Bundesregierung Einfluß darauf ge- 
nommen, daß der in der ASD-Redaktion tätig 
gewesene Wolfgang Eberhard Göbel sich der 
Staatsanwaltschaft gegen Journalisten und 
ehemalige Bundestagsabgeordnete der SPD 
als Kronzeuge zur Verfügung gestellt hat? 

Sind die Dienste Göbels durch die Bundesre- 
gierung honoriert worden, und wenn ja aus 
welchen Etattiteln? 

Seit wann und aus welchem Grund lautet die 
amtliche Bezeichnung der Bundesrepublik 
Deutschland BRD, wie sie in einer Mitteilung 
des Presse- und Informationsamts der Bundes- 
regierung vom 15. September 1973 ihren Nie- 
derschlag gefunden hat? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


129. Abgeordneter 

Dr. Zimmermann 


(CDU/CSU) 


Welche Einzelheiten sind der Bundesregierung 
über die Pläne der afrikanischen Terrororgani- 
sation Frelimo bekannt, als Ergebnis der kürz- 
lich von ihrem Vertreter in Bonn geführten 
Gespräche ein europäisches Büro der Organi- 
sation in Bonn einzurichten, über das die 
finanziellen und materiellen Hilfsleistungen 
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für die Terrororganisation aus dem europäi- 
schen Bereich geleitet werden sollen, und ist 
die Bundesregierung der Auffassung, daß 
durch die Verwirklichung der Pläne das 
deutsch-portugiesische Verhältnis eine zusätz- 
liche Belastung erfahren würde? 

130. Abgeordneter Wie vereinbart die Bundesregierung ihre auch 
Kahn-Ackermann schriftlich niedergelegte Überzeugung, daß der 
(SPD) Schwerpunkt der Förderung der deutschen 

Sprache nach Europa verlegt werden sollte, 
mit der Tatsache, daß beabsichtigt ist, die deut- 
schen Kulturinstitute in Neapel und Palermo 
zu schließen, während gleichzeitig mit nicht 
unbeträchtlichem Kostenaufwand in Dacca in 
Ostpakistan ein neues Kulturinstitut errichtet 
werden soll, das für die Förderung der deut- 
schen Sprache von sehr peripherer Bedeutung 


131. Abgeordneter Wie vereinbart das Auswärtige Amt Neuin- 
Kahn-Ackermann vestitionen von annähernd 60 Millionen Mark 
(SPD) für Auslandsschulbauten mit der inzwischen 

erhärteten Überzeugung, daß das. durch zahl- 
reiche Schwierigkeiten belastete Auslands- 
schulwesen — bei dem nach Angaben der 
Zentralstelle für das Auslandsschulwesen 80Vo 
der entsandten Lehrer nicht oder nicht aus- 
reichend vorgebildet werden können — sinn- 
voll vermindert werden soll, z. B. in Ländern 
wie Spanien und Brasilien, Ländern, in denen 
die Schul Strukturen nach wie vor sehr reform- 
bedürftig sind? 

Welche Folgerungen zieht die Bundesregie- 
rung aus der Tatsache des gewaltsamen Stur- 
zes der legitimen Regierung Allendes in Chile 
in bezug auf die diplomatischen Beziehungen 
und die Fortführung der deutschen Entwick- 
lungshilfe an Chile? 

Sieht die Bundesregierung insbesondere die 
Wirksamkeit der deutschen Entwicklungshilfe 
an Chile angesichts der Machtübernahme 
durch das dortige Militär für gewährleistet an? 

Ist die Bundesregierung gewillt, ihre Politik 
gegenüber Chile nach dem Militärputsch ge- 
gen die demokratisch gewählte Regierung Al- 
lende dahin gehend zu überprüfen, daß sie die 
Entwicklungahilfeleistungen einstellt und da- 
mit — wie schon Schweden — gegen den Akt 
militanter Gewalt demonstriert? 

135. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung gegen die Be- 
Dr. Franz schlagnahme deutscher Erdölförder rechte durch 

(CLU/CSU) die lybische Regierung unternommen, und wel- 

che Schlußfolgerungen wird sie aus der konse- 
quent unfreundlichen Haltung dieses Staates 
ziehen? 



133. Abgeordneter 
Zywietz 
(FDP) 


132. Abgeordneter 

Zywietz 

(FDP) 
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136. Abgeordneter Wie viele deutsche oder dentschstämmige Be- 
Hödierl wohner haben in der Amtszeit des marxisti- 

(CDU/CSU) sehen Staatspräsidenten Allende aus politi- 

schen Gründen Chile verlassen, und wie viele 
haben in der Bundesrepublik Deutschland Auf- 
nahme gefunden? 


Welche gegenseitigen Besucherzahlen zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Volksrepublik Polen lassen sich in den letzten 
fünf Jahren und welche Entwicklungserwar- 
tungen in diesem Bereich des persönlichen 
Kontakts zwischen den Bürgern beider Staaten 
feststellen? 


Sieht und hat die Bundesregierung direkte 
oder indirekte Möglichkeiten, die finanziellen 
Belastungen von polnischen Besuchern, die auf 
Einladung von Bundesbürgern in die Bundes- 
republik Deutschland kommen wollen, abzu- 
bauen? 


Kann die Bundesregierung Presseberichte be- 
stätigen, alle Versuche des in Odessa leben- 
den Sohnes der 1942 in der Sowjetunion er- 
schossenen deutschen Schauspielerin Carola 
Neber, die Heimat der Mutter wenigstens als 
Reisender zu erleben, seien erfolglos geblie- 
ben, und was hat die Bundesregierung — be- 
jahendenfalls — unternommen, bzw. was ge- 
denkt sie zu unternehmen, um dem Grundrecht 
auf Freizügigkeit Geltung zu verschaffen? 


140. Abgeordneter Hat die Bundesregierung Ungarn darauf auf- 
Gierenstein merksam gemacht, daß ihre Politik nach den 

(CDU/CSU) Erklärungen des Bundesministers, des Auswär- 

tigen auf die Politische Union der Neun ausge- 
richtet ist, und was hat sie insbesondere getan, 
um der vom ungarischen Außenminister am 
19. September 1973 vor der Vollversammlung 
der Vereinten Nationen aufgestellten Behaup- 
tung entgegenzutreten, Bundeskanzler Willy 
Brandt und seine Regierung sollten auch auf 
das Wohl des eigenen Volkes bedacht die 
Bundesrepublik Deutschland zu einem organi- 
schen Glied der Zusammenarbeit der europäi- 
schen Länder machen — nicht an ein „Klein- 
Europa'' sondern an ganz Europa denken? 


141. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Wagner von deutscher Seite die Dinge der Berlinfrage 

(Günzburg) ein wenig überzogen wurden? 

(CDU/CSU) 
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142. Abgeordneter 

Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung dagegen zu 
unternehmen, daß die Botschaft der Volksre- 
publik Polen die Forderung an Besuchsreisen- 
de aus der Bundesrepublik Deutschland s^tellt, 
„Der Geburtsort, der sich in der Volksrepublik 
Polen befindet, darf im Visaantrag nur in 
polnischer Ortsbezeichnung angegeben wer- 
den", zumal diese Forderung einer deutsch- 
polnischen Übereinkunft zuwiderläuft, derzu- 
folge Geburtsorte bis 1945 in deutscher und 
nach dem 8. Mai 1945 in polnischer Sprache 
(mit der jeweils anderen Ortsbezeichnunig in 
Klammern) anzugeben sind? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Riditlinien 


Gesdiäftsbereich des Bundesministers des Innern 


1. Abgeordneter 

Dr. Franz 


(CDU/CSU) 


Ist es beabsichtigt, die im Programm für die 
innere Sicherheit in der Bundesrepublik Teil I 
— Beilage zu GMBl. Nr. 31/1972 — der Ständi- 
gen Konferenz der Innenminister und -Sena- 
toren des Bundes und der Länder noch vom 
Juni 1972 in ihrer besonderen Funktion und 
technischen Ausrüstung hervorgehobene Tech- 
nische Grenzschutzabteilung ersatzlos aufzu- 
lösen, trotz der hiergegen bestehenden erheb- 
lichen Bedenken, die dahin gehen, daß ohne 
diese Abteilung bei einer ungünstigen Ent- 
wicklung der inneren Sicherheit technische 
Probleme eingetretener Katastrophen im Ge- 
gensatz zum Technischen Hilfswerk und der 
Feuerwehr nur durch diese Abteilung unter 
Anwendung unmittelbaren Zwanges gelöst 
werden können? 


2. Abgeordneter 

Dr. Franz 


(CDU/CSU) 


Ist bereits zu übersehen, welche Mehrkosten 
auf den Bund zukommen, falls die Auflösung 
der Technischen Abteilung des Bundesgrenz- 
schutzes dazu führt, daß die technischen und 
handwerklichen Tätigkeiten der Abteilung, die 
bisher in großem Umfang innerhalb des Bun- 
desgrenzschutzes zur Anwendung gekommen 
sind, wegfallen und zivile Kräfte verstärkt 
herangezogen werden müssen? 


3. Abgeordneter 

Wende 


(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß in 
Schweden vorgesehen ist, den Schwefelgehalt 
der Heizöle bis 1975 stufenweise auf l,2®/o zu 
reduzieren und daß auch in Japan in den Jah- 
ren 1973/74 120 Millionen Tonnen Heizöl auf 
l,2®/o entschwefelt werden sollen, während 
man die technisch ausgereiften Verfahren in 
der Bundesrepublik Deutschland noch nicht 
anwendet, und falls dies zutrifft, wann ist be- 
absichtigt, diese erprobten Verfahren auch in 
der Bundesrepublik Deutschland anzuwenden? 


4. Abgeordneter 

Stahl 

(Kempen) 

(SPD) 


Wie beurteilt und fördert die Bundesregierung 
die Anschaffung von mechanischen Stimm- 
zählgeräten für Bundestags-, Landtags- und 
Kommunal wählen durch die Städte und Ge- 
meinden, um größere Wahlstimmbezirke schaf- 
fen zu können und schnellere Ergebnisse zu 
erhalten bei Erwerb durch die Gemeinden und 
Städte in den Bundesländern? 
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5. Abgeordneter 

Flämig 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Riditigkeit 
der am 1. September 1973 in Langenselbold 
öffentlich erhobenen Behauptung nachzuprüfen 
und gegebenenfalls dazu Stellung zu nehmen, 
daß Dienststellen der US-Streitkräfte Telefone 
von 1230 Bürgern in Stadt und Landkreis 
Hanau abhören bzw. abgehört haben sollen? 


6. Abgeordneter 

Wagner 

(Günzburg) 

(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, den schwierigen und aufreibenden Tätig- 
keiten des beamteten Pflegepersonals in Ner- 
venkrankenhäusern durch eine funktionsge- 
rechte besoldungsmäßige Einstufung schnellst- 
möglichst zu entsprechen? 


7. Abgeordneter 
Dr. Schulze- 
Vorberg 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung die Ausführungen 
des Referenten für Reaktorsicherheitsfragen im 
Bundesinnenministerium vor der technischen 
Vereinigung der Großkraftwerksbetreiber er- 
läutern, in denen — nach Zeitungsberichten — 
festgestellt wurde, „Es wird noch einige Jahre 
dauern, bis eine Entscheidung darüber fällt, 
ob Kernkraftwerke künftig auch in Stadtnähe 
oder in bzw. bei Industriebetrieben gebaut 
werden können", und welche Konsequenzen 
ergeben sich daraus für die Planungen zum 
Beispiel für ein Großkernkraftwerk bei 
Schweinfurt? 


8. Abgeordneter 

Hansen 

(SPD) 


Trifft die in der „Report" -Sendung des Deut- 
schen Fernsehens am 24. September 1973 ge- 
machte Behauptung zu, daß der Leiter der Vor- 
prüfungsstelle des Bundesamts für die Aner- 
kennung ausländischer Flüchtlinge ein ehema- 
liger SS-Offizier ist, und hält die Bundesregie- 
rung bejahendenfalls diese Stellung für eine 
angemessene Verwendung eines so vorbela- 
steten Beamten? 


9. Abgeordneter 

Wohlrabe 

(CDU/CSU) 


Welche Bemühungen unternimmt die Bundes- 
regierung — insbesondere in finanzieller Hin- 
sicht — damit die Filmfestspiele in Berlin im 
Jahr 1974 wieder eine Bedeutung erhalten, die 
sich mit den internationalen Filmfestivals in 
Cannes, Venedig oder Moskau vergleichen 
läßt? 


10. Abgeordneter 
Wohlrabe 

(CDU/CSU) 


Welche Zuwendungen wurden in den Haus- 
haltsjahren 1968 bis 1973 für die Filmfestspiele 
in Berlin zur Verfügung gestellt — nach A-Fe- 
stival und Forum Junger Film getrennt — , 
und beabsichtigt die Bundesregierung, für das 
Haushaltsjahr 1974 eine angemessene Erhö- 
hung der Mittel, insbesondere für das von der 
großen Mehrheit besuchte A-Festival, in Zu- 
kunft vorzunehmen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


11. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 
(CDU/CSU) 


12. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 

(München) 

(CDU/CSU) 


13. Abgeordneter 

Dr. Schäuble 


(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß § 2 
Abs. 2 Nr. 2 des Gesetzes zur Regelung der 
Wohnungs Vermittlung häufig dadurch umgan- 
gen wird, daß Verwandte des ausgeschlosse- 
nen Personenkreises Maklerfirmen gründen, 
oder daß die ausgescdilossenen Personen, 
wenn sie gleichzeitig Makler sind, mit anderen 
Maklern eine Absprache treffen, wonach sie 
gegenseitig ihre verwalteten Wohnungen ver- 
mitteln, und welche gesetzgeberischen Maß- 
nahmen gegen solche Verstöße gegen den 
Zweck des Gesetzes gedenkt die Bundesregie- 
rung zu ergreifen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß der bei 
einem Verstoß gegen § 2 des Gesetzes zur 
Regelung der Wohnungsvermittlung nach § 5 
eingeräumte Rückzahlungsanspruch wegen der 
zu befürchtenden Konfrontation zwischen Mie- 
ter und Verwaltung praktisch wirkungslos ist, 
und ist die Bundesregierung bereit, Verstöße 
gegen § 2 des Gesetzes zur Regelung der 
Wohnungsvenmittlung einer Überprüfung 
durch die Gewerbeämter von Amts wegen zu 
unterwerfen sowie mit der Sanktion einer 
eventuellen Gewerbeuntersagung und der 
Qualifizierung als Ordnungswidrigkeit zu 
ahnden? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Aus- 
wirkungen des § 19 der Kostenordnung bei 
der Berechnung der Notariatskosten bei Ab- 
schluß von Übergabeverträgen, und teilt die 
Bundesregierung die Auffassung, daß entspre- 
chend den materiell-rechtlichen Bestimmungen 
— z. B. §§ 2049, 2312, 2315 BGB, § 16 Grund- 
stückverkehragesetz und in den höferechtlichen 
Gesetzen der einzelnen Bundesländer — der 
Ertragswert und nicht der Verkehrswert eines 
Grundstücks als maßgeblicher Wert für die 
Kostenberechnung zugrunde gelegt werden 
sollte? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


14. Abgeordneter 

Dr. Beermann 
(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die als 
Stabilitätsmaßnahme beschlossene Investiti- 
onssteuer besonders hart Betriebe im Zonen- 
randgebiet trifft, deren Unterstützung das Zo- 
nenrandfördeningsgosetz der Bundesregierung 
als Pflicht auferlegt, und ist die Bundesregie- 
rung im Hinblick darauf bereit, von ihrer Er- 
mächtigung, die Investitionssteuer bei nach- 
lassender Konjunktur zu ermäßigen oder 
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wegfallen zu lassen, dahin gehend Gebirauch zu 
machen, daß in diesem Fall zeitlich vorgestaf- 
felt die Investitionssteuer im Zonenrandge- 
biet ermäßigt wird bzw. ganz wegfällt, bevor 
eine entsprechende Maßnahme für das ganze 
Bundesgebiet angeordnet wird? 

15. Abgeordneter Wann ist der Versichertenbeirat beim Bundes- 

Erhard Versicherungsaufsichtsamt in der Zeit ab 1. Ja- 

(Bad Schwalbadi) nuar 1970 zusammengetreten, und wurde er 
(CDU/CSU) z, B. auch gehört bei der letzten Heraufsetzung 

der Prämien für die Kfz-Haftpflichtversiche- 
rung? 

16. Abgeordneter Ist die Zusammensetzung des Beirats nach Auf- 

Erhard fassung der Bundesregierung so geregelt, daß 

(Bad Schwalbadi) der Schutz der Verbraucher hinreichend wirk- 

(CDU/CSU) sam gewährleistet ist? 

17. Abgeordneter Welche Gesichtspunkte waren dafür maßge- 

Dr. Evers bend, die Ausbeutesätze für die Abfindungs- 

(CDU/CSU) brennereien und Stoffbesitzer für das Betriebs- 

jahr 1973/1974 (Schreiben des Hauptzollamts 
Freiburg, Aktz. V 7133 B — C 1) zum Nachteil 
der Abfindungsbrennereien und Stoffbesitzer 
mit der Wirkung einer Steuererhöhung zu ver- 
schlechtern, und handelt es sich hierbei um 
eine bundeseinheitliche oder regional begrenz- 
te Maßnahme? 

18. Abgeordneter Worin liegen die Gründe, daß sich die Bun- 

Dr. Kunz desregierung nicht in der Lage sieht, zugunsten 

(Weiden) der Arbeitnehmer bei den Stationiemngs- 

(CDU/CSU) Streitkräften ein Rationalisierungsschutzab- 

kommen als Ergänzung zum Tarifvertrag zur 
sozialen Sicherung vom 31. August 1971 abzu- 
schließen? 

19. Abgeordneter Worin liegen nach Auffassung der Bundesre- 

Dr. Kunz gierung die Gründe, daß trotz gleicher Auf- 

(Weiden) gaben der Dienst bei den Alliierten Streit- 

(CDU/CSU) kräften auf dem Gebiet der Tarifpolitik und 

des Arbeitsrechts nicht dem deutschen öffent- 
lichen Dienst angeglichen werden kann? 

20. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung den Vor- 

Dr- Gölter gang, daß die Hypothekenbanken, die tradi- 

(CDU/CSU) tionell Hypotheken mit festen Zinssätzen ver- 

geben, ihre Vertragsverpflichtungen jedoch 
umgehen, indem sie durch Kündigung des Dar- 
lehens eine Zinserhöhung erzwingen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 

21. Abgeordneter Inwieweit ist die im Bundesgesetz vom 16. Au- 
Immer gust 1972 geänderte Gewerbeordnung gemäß 

(SPD) § 34 c zum Zweck der Verhinderung einer un- 

seriösen Finanzierung von Senioren-Heimen 
angewandt worden, oder welche Gründe stan- 
den einer Anwendung im Wege? 
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22. Abgeordneter 

Immer 

(SPD) 


23. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


24. Abgeordneter 
Dr. Franz 
(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, die Genehmigungspflidit gemäß § 34 c 
der geänderten Gewerbeordnung (Gesetz vom 
16. August 1972) auch auf schon bestehende 
Firmen bzw. Firmengruppen auszudehnen, 
oder welche Bedenken stehen dem entgegen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die be- 
trächtliche Verteuerung des Heizöls die Gar- 
tenbaubetriebe in eine außerordentlich schwie- 
rige Lage gebracht hat, da der Markt keine 
Möglichkeit der Überwälzung dieser Kosten- 
steigerung bietet, zumal sich der Wettbewerbs- 
vorteil des niederländischen Gartenbaus durch 
die mit staatlicher Hilfe erfolgte Umstellung 
auf Erdgas besonders deutlich bemerkbar 
macht, und welche Empfehlungen gibt die Bun- 
desregierung auf Grund ihres energ.iepoliti- 
schen Konzepts dem einheimischen Gartenbau 
zu einer Energieversorgung, die auf lange Sicht 
am preisgünstigsten und wettbewerbsfähig 
mit dem in den Niederlanden genutzten Erd- 
gas sein wird? 

Treffen neuerliche Pressemeldungen zu, der 
Bundeskanzler wolle die Bundesrepublik 
Deutschland für den Wirtschaftsaustausch mit 
den Ländern des Ostblocks Zinssubventionen 
bis 1,9 Milliarden DM zahlen lassen, und wie 
rechtfertigt die Bundesregierung — bej/ahen- 
denfalls — dies angesichts der konjunkturellen 
Lage, angesichts der wirtschaftlichen Lage in 
der dritten Welt, angesichts der anstehenden 
durch die Inflation immer wieder zurückge- 
worfenen Aufgaben im eigenen Land und vor 
den Grundsätzen der sozialen Marktwirtschaft? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


25. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung in der Fangtechnik 
Schröder des an der ostfriesischen Küste eingesetzten 

(Wilhelminenhof) Muschelfangschiffes „Bernadette" eine ernst- 
(CDU/CSU) hafte Bedrohung für die Fanggründe im Wat- 

tenmeer, und falls ja, was gedenkt die Bundes- 
regierung zu unternehmen, um die Existenz 
der ostfriesischen Kutterfischerei zu sichern? 

Sind die im Aufwertungsbericht der Bundesre- 
gierung aufgeführten „weit höheren Steige- 
rungsraten der Erzeugerpreise für Milch in den 
Niederlanden und vor allem in Frankreich" 
auf gemeinsame europäische Preisbeschlüsse, 
•denen die Bundesregierung zugestimmt hat 
oder auf nationale Maßnahmen dieser Mit- 
gliedsländer zurückzuführen, und hat die Bun- 
desregierung geprüft oder prüfen lassen, ob 
Verstöße gegen die Artikel 92 und 93 des 
EWG-Vertrags vorliegen? 


26. Abgeordneter 

Dr. Früh 

(CDU/CSU) 
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27. Abgeordneter 

Dr. Früh 
(CDU/CSU) 


Hat sich in den Niederlanden und Frankreich 
das Verhältnis der Milchproduktionskosten zu 
den Erzeugerpreisen für Milch günstiger ent- 
wickelt als in der Bundesrepublik Deutschland, 
und worauf führt die Bundesregierung beja- 
hendenfalls diese Entwicklung zurück, bzw. 
welche Konsequenzen ergeben sich daraus, für 
die deutschen Milcberzauger? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


28. Abgeordneter 
Stahl 
(Kempen) 
(SPD) 


Ist beabsichtigt, Stimmzählgeräte zum Beispiel 
des Typs Schematus auch für Betriebsrats wäh- 
len zuzulassen, und wird das Betriebsverfas- 
sungsgesetz, das bei der Wahl nur drei Mög- 
lichkeit des Stimmzettels zuläßt, demnächst 
abgeändert, um auch derlei Geräte einsetzen 
zu können? 


29. Abgeordneter 

Kater 


(SPD) 


Kann die Bundesregierung Berichte bestätigen, 
wonach durch einzelne Beschlüsse von Rich- 
tern an Arbeitsgerichten die Mitbestimmungs- 
möglichkeiten der Betriebsräte nach § 76 Abs. 2 
des Betriebsverfassungsgesetzes nicht voll aus- 
geschöpft werden können, und wenn ja, ist die 
Bundesregierung bereit, eine Ergänzung des 
§ 98 des Arbeitsgerichtsgesetzes zu erwirken, 
um damit sicher zu stellen, daß einzelne Ar- 
beitsrichter nicht die Bildung der nach § 76 
Abs. 2 des Betriebsverfassungsgesetzes vorge- 
sehenen Einigungsstelle verhindern können? 


30. Abgeordneter 

Pfeffermann 


(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß Rentenerhöhungen, die unter 
Beachtung der Vorschrift des Artikels 2 § 54 c 
des Angestelltenversicherungs-Neuregelungs- 
gesetzes in der Fassung des Rentenreformge- 
setzes, der die Höhe einer sogenannten Min- 
des^rente regelt und an den Versicherten ab 
1, Januar 1973 zur Auszahlung gekommen wä- 
re, bei der Berechnung der ^Witwen- (Witwer-) 
rente nicht einbezogen werden, auch dann 
nicht, wenn der Versicherte nach Verkündung 
des Rentenreformgesetzes, aber vor dem 1. Ja- 
nuar 1973 verstarb, und wenn ja, welche Maß- 
nahmen gedenkt die Bundesregierung zu un- 
ternehmen? 


31. Abgeordneter Auf welche Art und Weise will die Bundes- 
Zebisch regierung eine humanere Gestaltung der Ar- 

(SPD) beits;stätten sicherstellen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


32. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


Auf Grund welcher Verpflichtung bzw. gesetz- 
lichen Bestimmiung läßt das Bundesverteidi- 
gungsministerium das umliegende Waldgebiet 
der B 258 zu Truppenübungen sperren, obwohl 
nach § 13 I des Vertrages zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und dem Königreich Bel- 
gien über eine Berichtigung der deutsch-bel- 
gischen Grenze und andere die Beziehungen 
zwischen beiden Ländern betreffende Fragen 
(BGBL 1958 II S. 267) die Bundesirepublik 
Deutschland lediglich verpflichtet ist, nur die 
B 258 zwischen dem Punkt 091/003 und dem 
Punkt 139/994 und nicht das umliegende Wald- 
gebiet jeweils an zwei Tagen der Woche für 
die Dauer von jeweils fünf Stunden zu sper- 
ren? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


33. Abgeordneter 

Dr. Schulze- 

Vorberg 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung mitteilen, welche 
Beihilfen von welchen Stellen gewährt werden, 
um Blinden eine Fernsprechanlage zu ermög- 
lichen? 


34. Abgeordneter 

Burger 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 
sache, daß viele Suchtkranke und Drogenab- 
hängige zunehmend auf rezeptfreie Arznei- 
spezialitäten wie Spalttabletten, Thomapyrin, 
Dolestan und Encephabol verfallen, und wel- 
che Maßnahmen gedenkt sie zu ergreifen? 


35. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung das Pro- 
Zebisdi blem der Selbstindikation in der Bundesrepu- 

(SPD) blik Deutschland, und welche Maßnahmen zur 

Bewältigung dieses Problems hat die Bundes- 
regierung eingeleitet bzw. beabsichtigt sie? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


36. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


Wann kann mit dem Ausbau des in der ersten 
Dringlichkeit eingestuften Abschnitts der 
B 56 n (A 204) zwischen Bonn und Zülpich ge- 
rechnet werden, bzw. wann können verbind- 
liche Termine genannt werden und kann der 
Zeitpunkt schon genannt werden, wenn die 
Verkehrsübergabe erfolgt? 
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37. Abgeordneter 

Gerlach 

(Obernau) 

(CDU/CSU) 

38. Abgeordneter 

Gerlach 

(Obemau) 

(CDU/CSU) 

39. Abgeordneter 

Dr. Arnold 
(CDU/CSU) 


40. Abgeordneter 

Hösl 

(CDU/CSU) 


41. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 
(CDU/CSU) 


42. Abgeordneter 
Baier 

(CDU/CSU) 


43. Abgeordneter 

Pfeffermann 


(CDU/CSU) 


44. Abgeordneter 

Blank 


(SPD) 


Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
daß die Verlegung der B8 zwischen Aschaf- 
fenburg und Kleinostheim eines der dring- 
lichsten Projekte in Unterfranken ist? 

Werden sich die Kürzungen der Mittel für den 
Fernstraßenbau auch auf dieses Projekt aus- 
wirken und den Ausbau verzögern? 


Kann die Bundesregierung mitteilen, welches 
Sonderangebot der Vorstand der Deutschen 
Bundesbahn am 14. September 1973 hinsidit- 
lich der Fahrpreisvergünstigung für ältere Mit- 
bürger verkündet hat? 

Wann ist die Bundesregierung von den „DDR"- 
Behörden jeweils über die wegen angeblichen 
Mißbrauchs der Transitwege seit Ende August 
1973 festgenommenen Personen unterrichtet 
worden, und auf Grund welcher bestimmten 
Tatsachen oder konkreten Anhaltspunkte 
konnten die „DDR"-Behörden vor den Fest- 
nahmen eine gewisse Wahrsdieinlichkeit nach- 
weisen, daß es sich um einen Mißbrauch der 
Transitwege gehandelt habe? 

Hat die Bundesregierung die von Professor 
Dr. Adolf Windorfer (Erlangen) auf der 70. 
Tagung der Deutschen Gesellschaft für Kinder- 
heilkunde in Nürnberg gemachten Forderun- 
gen gegen das „katastrophale Ansteigen der 
Verkehrsunfälle mit Kindern" zur Kenntnis 
genommen, und ist die Bundesregierung bereit, 
baldmöglichst zu prüfen, welche dieser Vor- 
schläge (z. B. Einführung gesonderter Straf- 
bestimmungen für Unfälle mit Schutzbedürfti- 
gen, Geschwindigkeitsbeschränkung in Straßen 
zwischen Wohnblocks) verwirklicht werden 
können? 

Welche Überlegungen haben den Bundesver- 
kehrsminister veranlaßt, in dem von ihm her- 
ausgegebenen Reisemagazin „Urlaub ‘73 . . . 
wer plant, gewinnt", für die alten deutschen 
Städte wie Karlsbad, Eger und andere nicht die 
deutschen Namen zu verwenden? 

Welchen Zeitplan hat die Bundesregierung 
zum Ausbau der A 91 und der B 3 im Bereich 
der Gemarkung Darmstadt, und wie gedenkt 
sie gegebenenfalls vorhandene Widerstände 
für den Verlauf der A91 im Bereich der Lin- 
coln-Siedlung und der B 3 zwischen Danmstadt- 
Eberstadt und der Rüdesheimer Straße zu über- 
winden? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß auf 
Grund des für den Flughafen Düsseldorf gel- 
tenden Nachtflugverbots für die Bevölkerung 
des Raums Porz, Rösrath, Bensberg und Köln- 
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45. Abgeordneter 

Lenders 

(SPD) 


46. Abgeordneter 

Lenders 


(SPD) 


47. Abgeordneter 

Dr. Wagner 
(Trier) 

(CDU/CSU) 


48. Abgeordneter 

Dr. Wagner 
(Trier) 

(CDU/CSU) 


Ost die Belästigungen durch nächtlichen Flug- 
lärm erheblich zugenommen haben, und teilt 
die Bundesregierung die Auffassung der Lan- 
desregierung von Nordrhein-Westfalen, daß 
ein uneingeschränktes Nachtflugverbot für den 
Flughafen Köln-Wahn aus wirtschaftlichen, 
verkehrstechnischen oder postalischen Grün- 
den unmöglich ist? 

Hält die Bundesregierung die in der „Bild- 
Zeitung" vom 5. September 1973 (Opel-Asco- 
na), in der „Autozeitung" vom 11. August 1973 
(Opel-Ascona), im „Spiegel" vom 10. Septem- 
ber 1973 (Opel Manta) und 27. August 1973 
(VW-K70) und im „Stern" vom 13. September 
1973 (BMW lebt mit dem Motorsport) erschie- 
nenen Anzeigen als vereinbar mit dem Leit- 
bild des erfahrenen Kraftfahrers, der sich im 
Straßenverkehr partnerschaftlich gelassen und 
und rücksichtsvoll verhält und unnötige Risi- 
ken meidet, und wenn nein, beabsichtigt die 
Bundesregierung, darauf hinzuwirken, daß 
eine derartige Werbung nicht mehr statthaft 
ist? 

ln welchen Fällen hat die Bundesregierung die 
Freiwillige Werbeselbstkontrolle der Automo- 
bilhersteller auf zu Mißdeutung führende Au- 
tomobilwerbung, insbesondere bei Opel und 
BMW, hingewiesen, und in welchen dieser 
Fälle wurde daraufhin eine Änderung erreicht? 

Hält die Bundesregierung an der Auffassung 
fest, daß der Anschluß der Stadt Hermeskeil 
an die im Bau befindliche Bundesautobahn auf 
Dauer gesehen durch den Bau der Autobahn- 
auffahrt Gusenburger Straße gewährleistet 
werden muß, weil die beiden vorgesehenen 
Anschlußstellen, zwischen denen Hermeskeil 
liegt, dem überörtlichen Verkehr dienen und 
die Anbindung von Hermeskeil an die Bun- 
desautobahn nicht in der für die Entwicklung 
von Hermeskeil gebotenen Weise bewirken? 

Weshalb weigert die Bundesregierung sich bis- 
her, den Autobahnanschluß Gusenburger Stra- 
ße jetzt erstellen zu lassen, obwohl feststeht, 
daß ein späterer Bau der Anschlußstelle erheb- 
lich höhere Kosten verursachen würde als ein 
Bau im Zuge der jetzt laufenden Arbeiten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


49. Abgeordneter 

Pfeifer 

(CDU/CSU) 


Welche Konsequenzen wird die Bundesregie- 
rung daraus ziehen, daß derzeit — auch nach 
Entrichtung eines erheblichen Baukostenzu- 
schusses durch die Mieter — im sozialen 
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Wohnungsbau selbst ein für viele Mieter 
kaum tragbarer Mietpreis von 4 DM pro Qua- 
dratmeter Wohnfläche nicht mehr zur Kosten- 
deckung ausreicht? 


50. Abgeordneter 

Benz 


(CDU/CSU) 


Was hat die Bundesregierung unternommen, 
um eine Koordinierung der Bauinvestitionen 
bei den von ihr geförderten Forschungsinsti- 
tuten zu erreichen, und welche zentrale Stelle 
der Bundesregierung ist hiermit beauftragt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie und 
für das Post- und Fernmeldewesen 


51. Abgeordneter 

Benz 


(CDU/CSU) 


52. Abgeordneter 

Lenzer 


(CDU/CSU) 


53. Abgeordneter 

Lenzer 


(CDU/CSU) 


54. Abgeordneter 

Weber 

(Heidelberg) 

(CDU/CSU) 

55. Abgeordneter 

Weber 

(Heidelberg) 

(CDU/CSU) 


56. Abgeordneter 

Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
auf Grund der vorliegenden Studien zur Mo- 
bilität der Forscher in den Forschungszentren 
seit Fertigstellung der Studien ergriffen, und 
wie stellt sie sich insbesondere die Regelung 
der Altersversorgung von Forschern beim 
Ausscheiden aus einem Forschungsinstitut un- 
ter dem Aspekt der Mobilität vor? 

Welche Verfahren der Kohleveredlung fördert 
z. Z. die Bundesregierung, und wie beurteilt 
sie in diesem Zusammenhang die Wirtschaft- 
lichkeit und Umweltfreundlichkeit der Kohle- 
vergasimg mit Wasserstoff bzw. mit Sauer- 
stoff? 

Welche Verfahren der Wasserstoffherstellung 
fördert z. Z. die Bundesregierung, und wie 
beurteilt sie in diesem Zusammenhang die 
Wirtschaftlichkeit der Wasserstoffherstellung 
mittels „Wasserdampf, Vergasung von Kohle" 
und der „Wasserspaltung"? 

Welche Vorstellungen hat die Bundesregie- 
rung über die weiteren Aufgaben der Heidel- 
berger Studiengruppe für Systemforschung? 


Welche Vorstellungen hat die Bundesregie- 
rung in bezug auf die von Staatssekretär Dr, 
Hauff in „Bild der Wisenschaft" (September 
1973) angekündigte Verbesserung der Techno- 
logie-Folgen- Abschätzung? 

Welche Dienstposten und wie viele davon, in 
Prozentzahlen ausgedrückt, kann die Deutsche 
Bundespost für die berufliche Eingliederung 
Hörbehinderter zur Verfügung stellen, und 
wann ist mit entsprechenden Maßnahmen sei- 
tens der Deutschen Bundespost — insbeson- 
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dere im Hinblick auf die Einführung der 40- 
Stundenwoche im Herbst 1974, die bei der 
Deutschen Bundespost zwangsläufig zu weite- 
ren Personaleinstellungen führen wird — zu 
rechnen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


57. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die von 

Dr. Beermann ihr angestrebte Chancengleichheit für begabte 

(SPD) Schulkinder aus ländlich abgelegenen Gebieten 

im Zonenrandgebiet nicht nur durch über- 
mäßig lange Schulwege zu den weit abgelege- 
nen Gymnasien gefährdet wird, sondern auch 
durch das gestiegene Fahrgeld, das insbeson- 
dere bei kinderreichen Familien so hoch zu 
Buche schlägt, daß diesen Kindern eine höhere 
Schulbildung aus diesem Grund vorenthalten 
wird, und welche Maßnahmen (z. B. Subven- 
tionen, Steuerermäßigungen) gedenkt die Bun- 
desregierung zu unternehmen, um ihr Ziel, 
Chancengleichheit für alle Kinder, auch für 
Kinder aus vielköpfigen, sozial schwachen, in 
ländlich abgeschiedenen Gebieten lebenden 
Familien zu verwirklichen? 

58. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 

Dr. Slotta Kindern von Verfolgten des Naziregimes bei 

(SPD) der Zuteilung von Studienplätzen ein beson- 

derer Bonus gewährt werden soll? 


Bonn, den 28. September 1973 
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